Bericht

des Untersuchungsausschusses

hinsichtlich der Beschaffung von Kampfflugzeugen (1/GO XXIII. GP)
[…]
IV.

EMPFEHLUNGEN

1. Vergabewesen

1.1. Reform des Vergaberechts für Rüstungsgüter
Wie bereits erwähnt führte das BMLV eine verbindliche Angebotseinholung in Form einer freihändigen Vergabe gemäß der ÖNORM A 2050 in der Fassung vom 30. März 1957 durch. Hinsichtlich der Beschaffung von Rüstungsgütern in Zukunft werden – vor allem unter Berücksichtigung der Entwicklungen auf Ebene der Europäischen Gemeinschaften – folgende Anmerkungen getroffen. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat im Dezember 2006 eine Mitteilung zu Auslegungsfragen bezüglich der Anwendung des Artikels 296 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) auf die Beschaffung von Verteidigungsgüter veröffentlicht.
  Sie sieht ein Problem darin, dass ein Großteil der öffentlichen Ausgaben für den Rüstungsbereich in relativ kleine abgeschottete nationale Märkte zersplittert ist. Dies wird insbesondere auch auf die vergaberechtliche Rechtslage zurückgeführt. 

Nach geltendem EU-Recht unterliegt auch die Beschaffung von Verteidigungsgütern den Regeln des Binnenmarktes. So gilt die Richtlinie 2004/18/EG
 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge, „vorbehaltlich des Artikels 296 des Vertrags, für die Vergabe öffentlicher Aufträge durch öffentliche Auftraggeber im Verteidigungsbereich“ (Artikel 10 der Richtlinie).
Art. 296 EGV erlaubt jedoch den Mitgliedstaaten, die Beschaffung von Waffen, Munition und Kriegsgerät von den Gemeinschaftsregeln auszunehmen, falls dies zum Schutz ihrer wesentlichen Sicherheitsinteressen notwendig ist
. 

Da offenbar in der Vergangenheit seitens der Mitgliedstaaten mit dieser Ausnahmeregelung sehr großzügig umgegangen wurde und diese Praxis nach Auffassung der Europäischen Kommission nicht immer mit dem Wortlaut der Vertragsbestimmungen in Einklang stand, sah sich die Europäische Kommission zu genannter Mitteilung veranlasst, um mögliche Fehlinterpretationen und den Missbrauch von Art. 296 EGV bei der Beschaffung von Rüstungsgütern zu verhindern.

Die Europäische Kommission macht in ihrer Mitteilung unmissverständlich klar, dass sowohl der Anwendungsbereich als auch die Bedingungen für die Inanspruchnahme des Artikels 296 EGV restriktiv ausgelegt werden müssen.

Laut Herzig stellt sich die Situation unter dem Eindruck dieser Mitteilung dar wie folgt:

„Die Mitgliedstaaten sind zwar bei der Bestimmung ihres Sicherheitsinteresses weitgehend frei, die entscheidende Prüfung wird aber im Wege einer Verhältnismäßigkeitsprüfung im Einzelfall anzustellen sein. Hier haben die Mitgliedstaaten auch im innerstaatlichen Vergabekontrollverfahren für jeden Einzelfall darzulegen, warum die Nichtdurchführung eines Vergabeverfahrens für die Wahrung der von ihnen namhaft gemachten Sicherheitsinteressen erforderlich ist. Dabei wird wohl v.a. mit dem Geheimhaltungserfordernis im Verteidigungsbereich argumentiert werden können. Ein pauschaler Hinweis auf die Vertraulichkeit von Daten wird allerdings nicht genügen. Vielmehr wird der Nachweis geführt werden müssen, warum die Anwendung von konkret vorgegebenen Instrumenten des regulären gemeinschaftlichen Vergaberechts, etwa einem Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung, Sicherheitsinteressen gefährden könnte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass militärische Beschaffungen, auch wenn von der Ausnahme nach Art 296 EG Gebrauch gemacht wird, in aller Regel nicht ganz ohne vergaberechtlichen Rahmen durchgeführt werden. Viele MS führen, weitgehend ungebunden durch gemeinschaftliche Vorgaben, ein vereinfachtes Vergabeverfahren auf nationaler Rechtsgrundlage durch. In Österreich käme dafür etwa die ÖNORM A 2050 in Betracht. In solchen Fällen ist im Rahmen der Verhältnismäßigkeit zu prüfen, warum über die im konkreten Beschaffungsvorgang angewendeten vergaberechtlichen Vorgaben hinaus die Anwendung strengerer gemeinschaftlicher Standards die Sicherheit gefährden würde.“



Einschneidend dürfte die Mitteilung der Kommission auch für Gegengeschäfte sein: 
Die Rechtfertigung für die Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung ist die Wahrung der wesentlichen Sicherheitsinteressen eines Mitgliedstaates. Andere, insbesondere industrielle und wirtschaftliche Interessen können für sich allein betrachtet, auch wenn sie mit der Erzeugung von Waffen, Munition oder Kriegsmaterial in Zusammenhang stehen, die Inanspruchnahme der Ausnahmeregelung des Artikels 296 Absatz 1 Buchstabe b EGV nicht rechtfertigen. Indirekte, nichtmilitärische Kompensationsgeschäfte zum Beispiel, die nicht speziellen Sicherheitsinteressen sondern allgemeinen wirtschaftlichen Interessen dienen, fallen nicht unter Artikel 296 EGV, auch wenn sie im Zusammenhang mit einem Beschaffungsauftrag getätigt werden, der selbst auf Grundlage eben jenes Artikels von Gemeinschaftsregeln ausgenommen ist
.

Für die Zukunft ist daher mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass indirekte Offset-Geschäfte von der Europäischen Kommission vermehrt auf ihre Vereinbarkeit mit den Grundfreiheiten und dem Beihilfenrecht geprüft werden könnten. Wegen dieser nicht zu ignorierenden Entwicklung in der Europäischen Union sowie aus den im Untersuchungsausschuss gewonnenen Erkenntnissen über die Praxis der Gegengeschäfte im Zusammenhang mit dem Beschaffungsvorgang Eurofighter wird empfohlen, dass System der Gegengeschäfte und ihre Abwicklung grundsätzlich neu zu überdenken.


Es stellt sich darüber hinaus die Frage, ob für die Auftragsvergabe von Rüstungsgütern die Anwendung der ÖNORM A 2050 in der Fassung vom 30.3.1957 überhaupt noch praktikabel ist. Es können durch den öffentlichen Auftraggeber auch bei ausdrücklicher Verweisung auf eine veraltete Fassung der ÖNORM A 2050 die seither durch die Rechtsprechung der Höchstgerichte aufgestellten Grundsätze nicht ignoriert werden. Obzwar eine generelle Unterwerfung der öffentlichen Auftragsvergabe von Rüstungsgütern unter des Bundesvergabegesetz aus Gründen wesentlicher Sicherheitsinteressen nicht praktikabel erscheint, sollten dennoch Maßnahmen getroffen werden, um in Hinkunft die Orientierung der öffentliche Auftragsvergabe in diesem Bereich u.a. an folgende Determinanten zu gewährleisten:
· Größtmögliche Transparenz gegenüber den Bietern und der Öffentlichkeit.

· Jede Forderung, die das Bundesheer an das zu beschaffende Gerät stellt, muss in einer Leistungsbeschreibung im Detail, eindeutig und vollständig enthalten sein sowie für die gesamte Dauer des Verfahrens bindend sein.

· Es sollte eine mit § 80 Abs. 3 BVergG, BGBl. I Nr. 17/2006, vergleichbare Regelung gefunden werden, wonach bereits in der Bekanntmachung oder den Ausschreibungsunterlagen anzugeben ist, ob der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot oder - sofern der Qualitätsstandard der Leistung in der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen klar und eindeutig definiert ist  - dem Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt werden soll. Soll der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt werden, so hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. 

1.2. Reform des Vergabeverfahrens

Im Zuge der Untersuchungen des Untersuchungsausschusses betreffend der Beschaffung von Kampfflugzeugen konnten zahlreiche Mängel im Beschaffungswesen des Bundesministeriums für Landesverteidigung ausfindig gemacht werden. Dazu zählten willkürliche Änderungen der Ausschreibung, unkontrollierte Kontakte zu Lobbyisten, Versagen der internen Kontrolle, unzulässige Mehrfachfunktionen und Überschreitungen der Ressortverantwortlichkeiten.

Es stellt sich darüber hinaus die Frage, ob für die Auftragsvergabe von Rüstungsgütern die Anwendung der ÖNORM A 2050 in der Fassung vom 30.3.1957 überhaupt noch praktikabel ist. Es können durch den öffentlichen Auftraggeber auch bei ausdrücklicher Verweisung auf eine veraltete Fassung der ÖNORM A 2050 die seither durch die Rechtsprechung der Höchstgerichte aufgestellten Grundsätze nicht ignoriert werden. Obzwar eine generelle Unterwerfung der öffentlichen Auftragsvergabe von Rüstungsgütern unter des Bundesvergabegesetz aus Gründen wesentlicher Sicherheitsinteressen nicht praktikabel erscheint, sollten dennoch Maßnahmen getroffen werden, um in Hinkunft die im Untersuchungsausschuss festgestellten Missstände abzustellen und die öffentliche Auftragsvergabe in diesem Bereich einer Verbesserung zuzuführen:

1.
Verpflichtung zur Ausscheidung. Das Verfahren hat zu gewährleisten, dass jene Bieter, welche den Ausschreibungskriterien nicht entsprechen und nach einer Aufforderung zur korrekten Angebotslegung dieser nicht nachkommen, verpflichtend aus dem Verfahren auszuscheiden sind.

2.
Eindeutige Leistungsbeschreibung. Jede Forderung, die das Bundesheer an das zu beschaffende Gerät stellt, muss in einer Leistungsbeschreibung im Detail, eindeutig und vollständig enthalten sowie für die gesamte Dauer des Verfahrens bindend sein. Einsatzkonzept, Militärisches Pflichtenheft, Ausschreibung, Angebot und Vertragstext müssen akkordierend auf einander aufbauen. Nach der Typenentscheidung muss der Bieter in der Lage sein, die ursprünglichen Soll-Kriterien tatsächlich so zu erfüllen, wie sie von ihm angeboten worden waren.

3.
Klarheit über Zuschlagskriterien. Von Beginn des Verfahrens müssen Muss- und Soll-Kriterien den beteiligten Ministerien sowie den Bietern transparent dargestellt werden. Die Mehrheit der Kriterien haben Muss-Kriterien zu sein, um eine Tendenz in Richtung des teuersten Systems zu vermeiden.

4.
Verpflichtende Berücksichtigung der Betriebs- und Systemkosten. Die Betriebs- und Systemkosten eines anzuschaffenden Systems müssen durch eine Bewertungskommission ermittelt werden und in die Entscheidung einfließen.

5.
Trennung von Planung und Beschaffung. Angehörige des BMLV, welche an der Erstellung von Einsatzkonzept und Militärischen Pflichtenheft federführend mitwirken, dürfen im selben Beschaffungsvorgang keine stimmberechtigten Mitglieder einer solchen Bewertungskommission sein. 

6.
Einheitliche Verhandlungsführung. Im Verhandlungsverfahren hat eine einheitliche Verhandlungsführung zu erfolgen. Die Verhandlungsführung soll vom fachlich zuständigen Ministerium bestellt werden.
7.
Dokumentation. Zur Nachvollziehbarkeit und späteren Kontrolle sollten in den einzelnen Bundesministerien alle Details der Beschaffungsvorgänge in einem übersichtlichen, einheitlichen und nachvollziehbaren Aktensystem dokumentiert werden. Insbesondere Typenentscheidungen und Empfehlungen betreffend den Bestbieter wären von der Bewertungskommission im Detail schriftlich zu begründen. Sämtliche Schritte bei Angebotseinholung, Bewertung und Verhandlung haben umfassend durch Akten dokumentiert zu werden.

8.
Offenlegung. Sämtliche Kosten, welche aus einer Beschaffung erwachsen (also auch Folgekosten) zusätzliche Verträge, zusätzlicher Systemaufwand, Betriebskosten usw. sind dem Parlament offen zu legen.

9. 
Mitwirkung des Nationalrates. Bei Großbeschaffungsprojekten sind sämtliche Verträge, Ausschreibungsunterlagen (also auch Einsatzkonzept und Militärisches Pflichtenheft) sowie Angebote sind vor der Unterzeichnung dem zuständigen Ausschuss des Nationalrates zu übermitteln.

1.3. Folgen für die Eurofighter-Beschaffung

[…]
3. parlamentarische Kontrolle

1. Prüfung des Zusammenhangs mit dem Untersuchungsgegenstand

Aufgrund der Erfahrungen des Untersuchungsausschuss und der involvierten Bundesministerien in Zusammenhang mit der Frage, ob ein Zusammenhang des Untersuchungsgegenstandes mit den angeforderten Akten besteht und welche Akten daher dem Untersuchungsausschuss zu übermitteln sind, erscheint eine Lösung de lege lata nicht möglich, weshalb auf Vermittlung der Präsidentin des Nationalrates Kompromisse für eine Vorgangsweise gesucht wurden. De lege ferenda sollte jedoch eine Regelung getroffen werden, die in solchen Fällen ein geregeltes Verfahren vorsieht, welches zu einem für alle beteiligten Seiten bindenden und durchsetzbaren Ergebnis kommt.

2. Geschäftsordnungsgesetz (GOG-NR)

Der Ausschuss empfiehlt, das GOG so zu  novellieren, dass dadurch ermöglicht wird:

Einsetzung von Untersuchungsausschüssen auf Verlagen von 20 Abgeordneten oder allen Abgeordneten eines Klubs, wobei nicht mehr als 2 Untersuchungsausschüsse gleichzeitig eingesetzt werden können (Art. 53 B-VG, § 33 GOG-NR).

Die Debatte über ein derartiges Verlangen soll spätestens um 12:00 Uhr, im Falle einer Dringlichen nach dieser (aber vor anderen allfälligen Kurzdebatten) stattfinden (§ 33 GOG-NR).

3. Verfahrensordnung für Untersuchungsausschüsse (VO-UA)

Der Ausschuss empfiehlt, die VO-UA so zu  novellieren, dass dadurch ermöglicht wird:

1.
Zum Zweck des Schutzes vor Eingriffen in die Grund- und Persönlichkeitsrechte der Auskunftspersonen soll der Verfahrensanwalt auch von einzelnen Abgeordneten zu einer Stellungnahme aufgefordert werden können.

2.
Da Gerichte über die Zulässigkeit von Ordnungs- und Beugestrafen zu entscheiden haben, müsste für sie die Vertraulichkeit von Aussagen in nichtöffentlicher Sitzung genauso aufgehoben werden, sie für Sachverständige die Vertraulichkeit jener Akten, die ihnen zur Erstellung eines Gutachtens übermittelt werden.

3.
Reine Tonbandprotokollierung sollte ausgeschlossen werden. Ferner sollte sicher gestellt werden, dass von Auskunftspersonen angebrachte Protokollberichtigungen nicht nur zum Protokoll veröffentlicht, sondern zum Zweck der besseren Übersichtlichkeit in dieses eingearbeitet werden.

4.
Die Ladung von Auskunftspersonen oder Sachverständigen, Ersuchen um Beweiserhebungen sowie die Vorlage von Akten soll auch auf Verlangen eines Mitglieds des Ausschusses zu erfolgen haben.

5.
Klarstellung, dass die Herausgabe von Akten bei festgestelltem Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand dem UA prinzipiell nicht verweigert werden kann (Ausnahme: Aktenteile, bei denen nachweislich jeder Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand ausgeschlossen werden kann und bei denen ein besonderes schutzwürdiges Interesse besteht).

6.
Möglichkeit, bei Gericht die Öffnung von Konten zu beantragen.

7.
Verbesserung der Durchsetzungsmöglichkeiten hinsichtlich der Rechte des Ausschusses bei ungerechtfertigter Aussageverweigerung oder ungerechtfertigtem Fernbleiben von Auskunftspersonen. Recht des Ausschusses, Geldstrafen zu verhängen (Berufungsmöglichkeit an ordentliches Gericht). Verschärfung der Ordnungs- und Beugestrafen. 

8.
Klarstellung, dass bei Vorhalten im Rahmen von öffentlichen Befragungen das Zitieren aus den dem Ausschuss übermittelten Akten zulässig ist.

9.
Veröffentlichung der Protokolle von öffentlichen Befragungen durch die Parlamentsdirektion nach Abschluss eines Beweisthemas.

4. Sonstiges

Zwei gleichzeitig tagende Untersuchungsausschüsse haben das Parlament und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die Grenzen der Belastbarkeit geführt. In Hinkunft ist dafür Sorge zu tragen, dass das Parlament ausreichend Ressourcen und Infrastruktur zur Durchführung von Untersuchungsausschüssen zur Verfügung hat.

4. Justiz

Die politische Abteilung der StA Wien ist zur Verfolgung besonderer „politischer“ Delikte wie etwa dem Verbotsgesetz eingerichtet worden. In „glamourösen“ Verfahren mit Bezug zu politischen Amtsträgern wie der „Spitzelaffäre“, der Causa „Grasser/Homepage“ und „Eurofighter“ hat sich herausgestellt, dass die politische Abteilung zur Führung derartiger Verfahren ungeeignet ist. Durch die durchgehenden Einstellungen dieser Verfahren ist der Eindruck entstanden, dass hier vor allem Verfahren gegen Politiker von Regierungsparteien eingestellt werden sollten.

Der Ausschuss empfiehlt, zur Bekämpfung von Delikten im Zusammenhang mit dem öffentlichen Beschaffungswesens eine Abteilung zur Korruptionsbekämpfung bei der StA einzurichten und derartige Verfahren in Zukunft von dieser Abteilung führen zu lassen. Er empfiehlt weiters zu klären, in welcher Form ein kriminalpolizeiliches Amt zur Korruptionsbekämpfung auf Basis des BIA des BMI zur Unterstützung dieser Tätigkeit eingerichtet werden kann.

5. Rechungshof

An den Rechnungshof ergingen hinsichtlich der Abfangjäger-Nachbeschaffung drei Prüfungsersuchen, eine Gebarungsüberprüfung erfolgte auf Eigeninitiative. Der Rechnungshof erstattete dem Nationalrat gemäß Art 126 d Abs. 1 B-VG nachstehende Berichte über Wahrnehmungen:

+ Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes. Vorbereitung der Nachfolgebeschaffung von Luftraumüberwachungsflugzeugen (Reihe Bund 2002/3) 

+ Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes. Luftraumüberwachungsflugzeuge: Typenentscheidung. Gegengeschäftsangebote (Reihe 2004/1)

+ Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes: Luftraumüberwachungsflugzeuge: Kaufverträge. Finanzierung. Gegengeschäftsvertrag (Reihe Bund 2005/3)

+ Bericht des Rechnungshofes. Luftraumüberwachungsflugzeuge: Bewertung und Dokumentation der Gegengeschäfte (Reihe 2006/11)

Im Zuge des Untersuchungsausschusses hinsichtlich der Beschaffung von Kampfflugzeugen wurde von Auskunftspersonen, die im Untersuchungszeitraum als Bundesminister für das erwähnten Beschaffungsprojekt verantwortlich zeichneten, wiederholt die oben erwähnte viermalige Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes ins Treffen geführt. Mit der Überprüfung der Vorgänge der Nachfolgebeschaffung von Kampflugzeugen (Vorbereitung, Typenentscheidung, Kauf- und Gegengeschäftsvertrag sowie –angebote und Finanzierung) in den Bundesministerien für Landesverteidigung, Finanzen, Wirtschaft und Arbeit durch den Rechnungshof, so das Argument, wäre der Kontrolle des Anschaffungsprojektes Genüge getan worden.

Herbert Scheibner, Bundesminister für Landesverteidigung zwischen 4.2.2000 und 28.2.2003, zeigte sich im Untersuchungsausschuss über die umfassende Prüftätigkeit des Kontrollorgans überzeugt: „Der Rechnungshof hat dieses Verfahren geprüft, hat alle Akten eingesehen, hat alle entsprechenden Auskünfte bekommen und hat gesagt, dass es keine Beeinflussung und Benachteiligung von irgendeinem Anbieter in diesem jetzt zugrunde liegenden Verfahren gegeben hat.“

Auch für Günther Platter, Bundesminister für Landesverteidigung zwischen 28.2.2003 und 11.1.2007 gab es keinen Zweifel an einem korrekten Beschaffungsvorgang: „(…) Beim gesamten Beschaffungsvorhaben ist nach Information der begleitenden Kontrolle, und wie sich auch herausgestellt hat und der Rechnungshof bestätigt hat, alles sauber über die Bühne gegangen.“
 

Nicht anders Karl-Heinz Grasser, Bundesminister für Finanzen zwischen 4.2.2000 und 11.1.2007. Am 21.12.2006 konstatierte er im Untersuchungsausschuss: „Also ich glaube, es gibt kaum ein besser überprüftes Geschäft in der Republik als dieses. Es gibt vier Rechnungshofberichte bis jetzt. Es gibt einen Rechnungshofbericht, der natürlich auch entsprechend den Vorgang bis zur Ausschreibung untersucht hat und der ja festgestellt hat, dass das Finanzministerium eigentlich nicht, kaum – ich kann Ihnen die Stelle vorlesen, aber: unzureichend, auch aus Sicht des Rechnungshofes, eingebunden worden ist. Für mich ist der Rechnungshof das Kontrollorgan des Parlaments! Und dort hat man sich wirklich Mühe gemacht und hat das im Detail wochenlang in allen Phasen dieser Beschaffung entsprechend untersucht. Und Sie wissen natürlich, dass wir darüber hinaus eine Reihe von Dringlichen Anfragen, eine Reihe von parlamentarischen Ausschüssen gehabt haben, sowohl auf Nationalrats- als auch auf Bundesratsebene, dass es eine Fülle von parlamentarischen Anfragen gegeben hat. Also ich muss Ihnen ehrlich sagen, es würde mich extrem überraschen, wenn hier irgendetwas Neues auf den Tisch des Hauses kommt, weil ich glaube, dass alles eigentlich bekannt ist. (…) Ich stehe absolut dazu: Das ist für mich eine Beschaffung, die penibelst überprüft worden ist vom Rechnungshof und von Ihnen allen im Zuge sehr intensiver parlamentarischer Auseinandersetzungen.“

Gemäß Art. 121 B-VG obliegt dem Rechnungshof u.a. die Überprüfung der Gebarung des Bundes. Das Rechnungshofgesetz, auf das Art. 128 B-VG verweist, räumt dem Rechnungshof die Kompetenz ein, alle Unterlagen der geprüften öffentlichen Stelle anzufordern und in sie Einsicht zu nehmen. Gleichzeitig ist der Rechnungshof aber nur befugt, den öffentlichen Haushalt und die damit im Zusammenhang stehenden Akteure zu überprüfen, seine Prüfungszuständigkeiten erstrecken sich jedoch nicht auf private Akteure. Aus diesem Grund ist es dem Kontrollorgan des Nationalrates zwar möglich, z.B. die Rolle des öffentlichen Auftraggebers zur Gänze zu prüfen, nicht aber jene des privaten Auftragnehmers wie EADS bzw. der Eurofighter GmbH und in deren Verantwortung stehender Privatpersonen bzw. von ihr beauftragte Dritte wie Erhard Steininger oder die Firma 100% Communications PR-Agentur GmbH. Darüber hinaus besteht im Gegensatz zum Untersuchungsausschuss gegenüber dem Rechnungshof keine Wahrheitspflicht.

Diese fehlende Prüfkompetenz wurde im Untersuchungsausschuss von Rechnungshof-Präsident Dr. Josef Moser bestätigt: 

Dr. Josef Moser: Also die Fragen, die Sie gestellt haben, es stimmt, der Rechnungshof hat vier Mal geprüft. Das heißt, von den vier Prüfungen ist eine Prüfung durchgeführt worden direkt auf Eigeninitiative des Rechnungshofes. Eine Prüfung ist durchgeführt worden, das betrifft die Typenbeschaffung. Das heißt, vom 10. 10. 2001 bis zum 02. 07. 2002, das war ein Ersuchen des damaligen Verteidigungsministers. Es war ein weiteres Verlangen betreffend Bewertung des Kaufvertrages. Das war der Zeitraum von 02. 07. 2002 bis 01. 07. 2003. Und in der Folge war ein weiteres Ersuchen, dass wir die Gegengeschäfte geprüft haben. 

Es ist so, dass deshalb nach den drei Prüfersuchen da waren, sich die Prüfung des Rechnungshofes auf den Prüfungsgegenstand, der festgelegt worden ist in dem Prüfungsersuchen bezogen hat und darüber hinaus ist natürlich etwas, dass der Rechnungshof im Rahmen seiner Kompetenzen die Möglichkeit hat, die gesamte Staatswirtschaft zu untersuchen gleichzeitig auch die im öffentlichen Bereich tätigen Bediensteten. Es ihm aber nicht zusteht, Privatpersonen beziehungsweise außerhalb dieses Bereiches befindliche Aktivitäten beziehungsweise in dem Bereich befindliche Aktionen einer Prüfung zu unterziehen. Das heißt also, dass der Rechnungshof die Möglichkeit gehabt hat, alle Vorgänge, die im Rahmen der befassten Ministerien in dem Fall war es das Verteidigungsministerium. Es war das Wirtschaftsministerium. Es war das Finanzministerium. Es war vom Finanzministerium die beigebogene .... einer Überprüfung zuzuführen, nicht aber zuzuführen konnte er die Bereiche, die außerhalb von Aktenvorgängen oder Vorgänge dem Bereich des Vertragspartners, sprich der Firma EADS oder die im Einflussbereich der Firma EADS tätigen Personen sich befunden haben. 

Die Grenze, die Sie gefragt haben, bei der Rechnungshofprüfung ist die, dass der Rechnungshof, wenn man sich hernimmt den § 914 ABGB, ist natürlich so, dass ein Vertrag immer auszulegen ist was beide Vertragspartner haben wollten und in welche Richtung beide Vertragspartner gegangen ist. Der Rechnungshof konnte also den Willen der Vertragspartner, sprich des Auftragsgebers untersuchen, nicht aber den Willen beziehungsweise deren Umstände auf der Seite des Auftragsnehmers. Das ist die Grenze, die wir haben. 

Abgeordneter Dr. Günther Kräuter (SPÖ): Ich darf vielleicht dazu noch ergänzen und Sie können das wahrscheinlich oder sicher sogar mit einem Ja ins Mikrofon bestätigen, dass natürlich auch keine Wahrheitspflicht dem Rechnungshof gegenüber besteht. Und das, glaube ich, sind die wichtigen Kriterien. Also der Rechnungshof kann nur im öffentlichen Sektor nur Gebarungsfragen und natürlich nicht unter Wahrheitspflicht von Auskunftspersonen das Ganze untersuchen wird. 

Dr. Josef Moser: Es ist so, dass dem Rechnungshof alle Unterlagen vorzulegen sind und auf Grund der vorgelegten Unterlagen und auf Grund der Prüfungsmethoden er anwendet, wobei auch Befragungen und so weiter dazu zählen, dementsprechend seine Urteile beziehungsweise seine Empfehlungen abgibt, die objektiv belegt sind, ihm gegenüber aber keine Wahrheitspflicht besteht wie das bei Straf- oder Ermittlungsbehörden der Fall ist. Das ist richtig.
Abgeordneter Dr. Günther Kräuter (SPÖ): Also von der Theorie noch einmal kurz in die Praxis, dass wir uns das wirklich plastisch vorstellen können. Wieweit kommt der Rechnungshof bei solchen Untersuchungen? Wieweit kann der Präsident hier Wissen erlangen? Haben Sie gekannt die Steininger und Plattner-Rolle bei der Beschaffung?
Dr. Josef Moser: War nicht Gegenstand wie gesagt der Akten beziehungsweise der Unterlagen, die dem Rechnungshof zugänglich waren. Aus dem Grund kennen wir ihn nicht.
Abgeordneter Dr. Günther Kräuter (SPÖ): War bekannt, wer die Treugeber bei der Firma EBD ist? 

Dr. Josef Moser: Nein.
Abgeordneter Dr. Günther Kräuter (SPÖ): Auch nicht. Und ein Letztes noch, dass wir das wirklich klar herausgearbeitet haben, war Ihnen bekannt, wie hoch die Rumpold-Firmen Geldbeträge empfangen haben?

Dr. Josef Moser: Nein.

Abgeordneter Dr. Günther Kräuter (SPÖ): Auch nicht. 

Dr. Josef Moser: Kann nicht sein, weil sich das außerhalb des öffentlichen Bereiches abgespielt hat.

Es wird vorgeschlagen, dass bei Großbeschaffungsprojekten eine zeitnahe ex-post Kontrolle von Etappen des Beschaffungsvorganges durch den Rechnungshof erfolgen sollte.

� Mitteilung vom 7.12.2006, KOM(2006) 779 endg.


� Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31.3.2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge.


� Artikel 296 EGV lautet:


„(1) Die Vorschriften dieses Vertrages stehen folgenden Bestimmungen nicht entgegen:


Ein Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe seines Erachtens seinen wesentlichen Sicherheitsinteressen widerspricht;


jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahmen ergreifen, die seines Erachtens für die Wahrung seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich sind, soweit sie die Erzeugung von Waffen, Munition oder Kriegsmaterial oder den Handel damit betreffen; diese Maßnahmen dürfen auf dem Gemeinsamen Markt die Wettbewerbsbedingungen hinsichtlich der nicht eigens für militärische Zwecke bestimmten Waren nicht beeinträchtigen. 


(2) Der Rat kann die von ihm am 15. April 1958 festgelegte Liste der Waren, auf die Absatz 1 Buchstabe b Anwendung findet, einstimmig auf Vorschlag der Kommission ändern.“


� Mitteilung vom 7.12.2006, KOM(2006) 779 endg., S 6


� Herzig, Neues zur Beschaffung von Verteidigungsgütern, ecolex 2007, 393ff.


� Mitteilung vom 7.12.2006, KOM(2006) 779 endg., S 8


� Protokoll der 8. Sitzung/öffentlicher Teil des Untersuchungsausschusses zur Beschaffung von Kampfflugzeugen, Mittwoch, 20. Dezember 2006, S. 48


� Protokoll der 24. Sitzung/öffentlicher Teil des Untersuchungsausschusses zur Beschaffung von Kampfflugzeugen, Donnerstag, 8. März 2007, S. 40


� Protokoll der 9. Sitzung/öffentlicher Teil des Untersuchungsausschusses zur Beschaffung von Kampfflugzeugen,  Donnerstag, 21. Dezember 2006, S. 103 f


� Protokoll der 43. Sitzung/öffentlicher Teil des Untersuchungsausschusses zur Beschaffung von Kampfflugzeugen,  Mittwoch, 13. Juni 2007, S 112 ff
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